
ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 20. Juni 2002

über die Nichtaufnahme von Fentinacetat in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates und
die Aufhebung der Zulassungen für Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 2199)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/478/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (1),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2002/18/EG der Kommis-
sion (2), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 der Kommis-
sion vom 11. Dezember 1992 mit Durchführungsbestimmun-
gen für die erste Stufe des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8
Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG des Rates über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2266/2000 (4), insbesondere auf
Artikel 7 Absatz 3a Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG
führt die Kommission ein Arbeitsprogramm für die Prü-
fung von Wirkstoffen in Pflanzenschutzmitteln durch,
die vor dem 15. Juli 1993 bereits auf dem Markt waren.
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 wurden die
Durchführungsbestimmungen für dieses Programm fest-
gelegt.

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 933/94 der Kommission
vom 27. April 1994 über die Festsetzung der Wirkstoffe
von Pflanzenschutzmitteln und die Bestimmung der be-
richterstattenden Mitgliedstaaten zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 (5), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2230/95 (6), wurden die
Wirkstoffe festgelegt, die im Rahmen der Verordnung
(EWG) Nr. 3600/92 zu prüfen sind, sowie die berichter-
stattenden Mitgliedstaaten für die einzelnen Wirkstoffe
bestimmt und die Hersteller der einzelnen Wirkstoffe
identifiziert, die rechtzeitig einen Antrag eingereicht ha-
ben.

(3) Fentinacetat ist einer der 90 in der Verordnung (EG) Nr.
933/94 aufgeführten Wirkstoffe.

(4) Gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung
(EWG) Nr. 3600/92 hat das Vereinigte Königreich als be-
richterstattender Mitgliedstaat der Kommission am 11.

November 1996 einen Bericht über seine Bewertung der
Informationen zugeleitet, die von den Antragstellern
gemäß Artikel 6 Absatz 1 der genannten Verordnung
übermittelt worden waren.

(5) Nach Erhalt des Berichts des Bericht erstattenden Mit-
gliedstaats hat die Kommission gemäß Artikel 7 Absatz
3 der Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 Sachverständige
der Mitgliedstaaten sowie den Hauptantragsteller (ehe-
mals Agrevo, heute Aventis) angehört.

(6) Der vom Vereinigten Königreich erstellte Bewertungsbe-
richt wurde von den Mitgliedstaaten und der Kommis-
sion im Rahmen des Ständigen Ausschusses für Pflanzen-
schutz geprüft. Diese Prüfung wurde am 7. Dezember
2001 mit dem Beurteilungsbericht der Kommission für
Fentinacetat gemäß Artikel 7 Absatz 6 der Verordnung
(EWG) Nr. 3600/92 abgeschlossen.

(7) Wie aus den Bewertungen der vorgelegten Informationen
hervorging, wurde nicht nachgewiesen, dass Pflanzen-
schutzmittel mit Fentinacetat unter den vorgeschlagenen
Anwendungsbedingungen allgemein die Anforderungen
gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der
Richtlinie 91/414/EWG erfüllen, insbesondere im Hin-
blick auf die Sicherheit der Anwender, die Fentinhydro-
xid potenziell ausgesetzt sind, sowie im Hinblick auf sei-
ne möglichen Auswirkungen auf Nichtzielorganismen.

(8) Fentinacetat sollte daher nicht in Anhang I der Richtlinie
91/414/EWG aufgenommen werden.

(9) Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um sicherzu-
stellen, dass bestehende Zulassungen für fentinacetathal-
tige Pflanzenschutzmittel innerhalb einer bestimmten
Frist entzogen und keine neuen Zulassungen für derarti-
ge Mittel erteilt werden.

(10) Wurde eine Frist gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Richtlinie
91/414/EWG für die Beseitigung, die Lagerung, den Ab-
satz und die Verwendung bestehender Lagervorräte von
fentinacetathaltigen Pflanzenschutzmitteln eingeräumt,
so darf sie nicht länger als zwölf Monate sein, um die
Verwendung der Lagervorräte auf nur eine weitere
Wachstumssaison zu begrenzen.
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(11) Diese Entscheidung gilt unbeschadet etwaiger Maßnah-
men, die die Kommission in Bezug auf diesen Wirkstoff
im Rahmen der Richtlinie 79/117/EWG des Rates vom
21. Dezember 1978 über das Verbot des Inverkehrbrin-
gens und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die
bestimmte Wirkstoffe enthalten (1), zuletzt geändert
durch die Akte über den Beitritt Österreichs, Finnlands
und Schwedens, zu einem späteren Zeitpunkt treffen
wird.

(12) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fentinacetat wird nicht als Wirkstoff in Anhang I der Richtlinie
91/414/EWG aufgenommen.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten stellen Folgendes sicher:

1. Alle Zulassungen für Pflanzenschutzmittel mit Fentinacetat
werden innerhalb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt des
Erlasses dieser Entscheidung zurückgenommen.

2. Ab dem Zeitpunkt des Erlasses dieser Entscheidung werden
Zulassungen im Rahmen der Ausnahmeregelung gemäß Ar-
tikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG für Pflanzen-
schutzmittel mit Fentinacetat weder erteilt noch erneuert.

Artikel 3

Jede von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 Absatz 6 der
Richtlinie 91/414/EWG eingeräumte Frist muss so kurz wie
möglich und darf nicht länger als 18 Monate ab dem Zeitpunkt
des Erlasses dieser Entscheidung sein.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 20. Juni 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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